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Für eine wirklich soziale 
Wohnungspolitik 
Wissenschaftler_innen fordern Schutz der Bestandsmieten,  
Gemeinnützigkeit und Demokratisierung

1.	 Einleitung

Wohnen ist die neue soziale Frage, und sie wird allerorts heiß diskutiert. 
Am 21. September 2018 veranstaltet Horst Seehofer als Bundesbauminister 
einen ‚Wohngipfel‘ im Bundeskanzleramt. Eine neue Allianz aus Mieter_in­
nenvereinen, mietenpolitischen sozialen Bewegungen, Gewerkschaften 
und Sozialverbänden lädt am 20. September 2018 zu einem alternativen 
Gipfel. In diesem Kontext hat der wissenschaftliche Beirat des Bundes­
wirtschaftsministeriums (BMWi) ein Gutachten mit dem Titel „Soziale 
Wohnungspolitik“ veröffentlicht, das fordert, den sozialen Wohnungsbau 
und die Mietpreisbremse abzuschaffen (BMWi 2018).

Diese Diskussion nehmen wir, Wissenschaftler_innen aus unterschiedli­
chen Disziplinen, die zum Thema Wohnen und Stadtentwicklung forschen, 
zum Anlass, die Forderungen des Gutachtens des wissenschaftlichen Beirats 
des BMWi entschieden zurückzuweisen. Die Versorgung mit Wohnraum 
als wesentliche Aufgabe des Wohlfahrtsstaats lässt sich nicht auf Basis öko­
nomischer Modelle, die nur als „Gedankenexperiment“ (BMWi 2018: 6) 
funktionieren, aufbauen. Wohnen ist ein Grundbedürfnis. Wird es für einen 
wachsenden Teil der Bevölkerung unbezahlbar, fördert dies gesellschaftliche 
und sozialräumliche Spaltung und bedroht letztlich auch den gesellschaftli­
chen Zusammenhalt. Die im Gutachten geforderte weitere Liberalisierung 
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des Wohnungsmarkts und Vermarktlichung sozialer Wohnraumversorgung 
würde dazu beitragen, die gegenwärtige Spaltung des Wohnungsmarkts und 
der Gesellschaft weiter zu vertiefen.

Der Markt versagt in der Bereitstellung eines sozial verträglichen Woh­
nungsangebotes, weshalb es der entschiedenen Intervention der öffentlichen 
Hand bedarf. Wohnen darf nicht arm machen. Deshalb müssen die oftmals 
günstigen Bestandsmieten durch die Ausweitung von Mietschutzrechten 
vor Steigerungen geschützt werden. Neuvermietungsmieten müssen bezahl­
bar werden, deshalb sollten Mieterhöhungen ohne Standardverbesserung 
eingeschränkt werden. Statt die Mietpreisbremse ersatzlos zu streichen, 
muss sie deutlich restriktiver – und in der Praxis umsetz- wie kontrollier­
bar – ausgestaltet werden. Wohnen in den Städten muss für Menschen aller 
Einkommensgruppen möglich sein. Deshalb bedarf es mehr sozialen Woh­
nungsbaus, um alle Bedürftigen zu versorgen, keinesfalls weniger. Eine nach­
haltige und soziale Stadtentwicklung braucht verlässliche Partner und hand­
lungsfähige Kommunen. Dafür braucht es öffentliche und zivilgesellschaftliche, 
nicht-profitorientierte Träger eines gemeinnützigen Wohnungsbaus. Die 
Kommunen müssen wieder in die Lage versetzt werden, lokale Wohnraum­
versorgung und Stadtentwicklung durch öffentliche Bestände zu steuern.

2.	Das Gutachten „Soziale Wohnungspolitik“

Der wissenschaftliche Beirat des BMWi formuliert angesichts der demo­
graphischen Veränderungen und sozialen Ungleichheiten in unserer 
Gesellschaft in seinem Gutachten richtigerweise die Frage: „ob der Markt­
mechanismus in der Lage ist, die Anpassung des Wohnungsangebots an 
die geänderte Nachfrage zu bewerkstelligen […]?“ (BMWi 2018: 6, unsere 
Hervorhebung). Doch bleibt er die Antwort schuldig. Das Gutachten basiert 
allein auf einem modellgeleiteten ökonomischen Gedankenexperiment“ 
(BMWi 2018: 6) und ignoriert weitgehend den Stand der Forschung zu so­
zialer Wohnraumversorgung.

Im Gutachten werden Verteilungskonflikte auf dem Wohnungsmarkt ange­
sprochen. Auf der Grundlage eines neoklassischen Modells (BMWi 2018: 6-9) 
wird angenommen, dass die sozial gerechte Verteilung von Wohnraum durch 
den freien Markt, den Mechanismus von Angebot und Nachfrage und Anreize 
zum Ausbau des Angebots durch Neubauförderung am effizientesten gewähr­
leistet werden könne.

Das Gutachten ignoriert dabei empirische Belege dafür, dass die Ausweitung 
des Angebots durch freifinanzierten Neubau in der Realität nicht zu sinken­
den Wohnungspreisen in den unteren Preissegmenten führt. Im Gegenteil: 
Eine aktuelle Studie der Schweizer Investmentmanager von Empira zeigen 
für 80 Städte in Deutschland, dass mit steigenden Neubauaktivitäten die 
Durchschnittsmieten eher steigen (Empira 2018). 

Zumindest sehr einseitig positioniert sich das Gutachten zur wohnungs- 
und fiskalpolitisch umstrittenen ‚Subjektförderung‘, indem es uneinge­
schränkt für die Ausweitung des Wohngelds plädiert: Durch staatliche 
Subvention sollen Bedürftige zur eigenständigen Teilhabe am Markt be­
fähigt werden. Steigende Mieten gleicht der Staat also durch immer hö­
here Zahlungen in Form des Wohngelds oder Kosten der Unterkunft 
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aus – und subventioniert damit steigende Erträge überwiegend privater 
Eigentümer. Jährlich werden öffentliche Gelder in der Höhe von etwa 18 
Milliarden Euro für solche Subjektförderungen ausgegeben (Deutscher 
Bundestag 2017: 120ff.). Seit 2005 haben sich die Ausgaben des Bundes in 
diesem Bereich mehr als verdoppelt (Deutscher Bundestag 2015, Deutscher 
Bundestag 2016).

Ausgeblendet wird im Gutachten des wissenschaftlichen Beirats zudem 
der Umstand, dass Wohnraum keine Ware wie jede andere ist: sie nicht un­
endlich vermehrbar, zudem ortsgebunden, von langen Produktionszyklen 
gekennzeichnet und nicht zuletzt unverzichtbare Bedingung individueller 
Integrität und gesellschaftlicher Integration. All dies aber macht es unmög­
lich, ausschließlich wirtschaftswissenschaftliche Modelle von Angebot und 
Nachfrage anzuwenden (Krätke 1995: 198ff., Holm 2011). Nicht zuletzt ver­
bietet dies auch die gesellschaftliche Bedeutung des Wohnens als wesentliche 
soziale Infrastruktur und Hauptnutzung unserer Städte und Dörfer.

Die Tatsache, dass das Gutachten unter Verzicht einer empirischen 
Analyse den „Mangel an bezahlbarem Wohnraum“ nicht als Fakt, sondern 
lediglich als „Klage“ diffamiert (BMWi, 2018: 3) macht deutlich, worum es 
geht: Der wissenschaftliche Beirat äußert sich in erster Linie als Advokat 
einer radikalen Marktorientierung wohlfahrtsstaatlicher Politik, für die er 
bereits in anderen Bereichen der Sozialpolitik, wie Gesundheitsvorsorge und 
Altersvorsorge, als wissenschaftlicher Wegbereiter erfolgreich geworben hat.

3.	Soziale Spaltung und Wohnen als existenzielles Gut

Wir verorten uns in einer Forschungstradition, die zum genauen Hinschauen 
verpflichtet. Dabei sind nicht Modelle von idealtypischen Verhaltensweisen 
leitend, sondern die verstehende Analyse gesellschaftlicher Prozesse und 
Wirklichkeiten. Die zunehmende soziale Spaltung unserer Städte ebenso 
wie die Zunahme von Verteilungskonflikten auf dem Wohnungsmarkt sind 
gesellschaftliche Trends, die Sozial-, Stadt- und Wohnungsforscher_innen 
seit Jahren empirisch belegen. 

3.1.	 Zunehmende Segregation und Spaltung der Gesellschaft

Segregation und soziale Spaltung nehmen in deutschen Städten zu 
(Belina et al.2011, Bock/Belina 2012, Farwick 2012, Häußermann et al. 2008, 
Helbig/Jähnen 2018, Kronauer 2010, vom Berge et al. 2014). Ursächlich 
für die wachsende soziale Spaltung ist eine ganze Reihe neoliberaler Refor­
men (Belina et al. 2013, Brenner & Theodore 2002, Heeg & Rosol 2007, 
Mullis 2011) in der Wohnraumversorgung, insbesondere die Abschaffung 
der Gemeinnützigkeit 1989 und die Privatisierung kommunaler und öffent­
licher Wohnungsbestände. Dort wo nicht privatisiert wurde, stieg angesichts 
klammer kommunaler Kassen der Druck auf die öffentlichen Wohnungs­
unternehmen Gewinne zu erzielen deutlich an, sodass auch kommunale 
Akteure von ihrer Ausrichtung auf die soziale Wohnraumversorgung abrück­
ten (Steinert 2007, Held 2011, Lederer/Naumann 2011). Insgesamt wur­
den so die kommunalen Steuerungsmöglichkeiten erheblich beschnitten 
und damit auch die Möglichkeit, mindernd auf sozialräumliche Segregation 
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einzuwirken. Nicht zuletzt schlägt sich auch die Finanzialisierung im Woh­
nungssektor nieder – also der Prozess, in dessen Zuge Akteure am (internatio­
nalen) Finanzmarkt an Einfluss gewinnen und in der Regel Renditeerwar­
tungen als Leitmaxime von Handeln durchsetzen (Aalbers 2017, Heeg 2017, 
Metzger 2018, Petzold 2014, Schipper 2017). Hunderttausende Mieter_innen 
leiden bereits heute unter den Verwertungsstrategien finanzialisierter Woh­
nungsmarktakteure, die zu massiven Mietsteigerungen und Verdrängung aus 
dem ehemals bezahlbaren Bestand führen oder zu schlechteren Wohnverhält­
nissen, weil Profite durch Einsparungen bei der Instandhaltung erhöht werden 
(Unger 2016, Fields/Uffer 2016). Des Weiteren spielen auch die Prekarisierung 
von Arbeitsverhältnissen, die ‚Hartz-Reformen‘ sowie die Folgen des Zusam­
menbruchs der DDR und jüngst die Austeritätspolitiken der ‚schwarzen Null‘ 
auf allen bundesdeutschen Verwaltungsebenen eine wichtige Rolle in der 
Vertiefung der sozialen Spaltung und der sozialräumlichen Segregation un­
serer Städte (Petzold 2018, Schönig/Schipper 2016, Wiegend 2016).

In den letzten dreißig Jahren wurde politisch und administrativ eben 
jener Pfad beschritten, dessen weitere Intensivierung das Gutachten des 
BMWi fordert. Die Probleme sind eher größer geworden. Die Vorschläge des 
wissenschaftlichen Beirates würden diese Entwicklung zusätzlich befeuern. 

3.2.	 Die Wohnungsfrage als Frage des gesellschaftlichen Zusammenhalts

Die gegenwärtigen Entwicklungen am Wohnungsmarkt resultieren in sozi­
aler Spaltung und Polarisierung am Wohnungsmarkt. An dessen Ausmaß 
manifestiert sich auch die Polarisierung unserer Gesellschaft. Wohnen ist 
in manchen Regionen und Städten Deutschlands zum Armutsrisiko ge­
worden (Holm/Lebuhn/Neitzel/Junker 2017). Die Gefahr aus dem eige­
nen Umfeld verdrängt zu werden empfinden viele Menschen als Ausdruck 
einer „Abstiegsgesellschaft“ (Nachtwey 2016). Wachsende Verteilungs­
kämpfe um soziale Zuwendungen sind die Folge. Bisweilen schlagen diese 
in Hass und Wut auf Migrant_innen um und befördern rechte Tendenzen 
(Hillje 2018, Mullis 2018). Europäische Vergleichsstudien belegen den engen 
Zusammenhang zwischen öffentlichen Interventionen in die Wohnungs­
märkte und dem sozialen Zusammenhalt in den Städten (SOCOHO 2006). 
Die Wohnungsfrage ist zu sensibel und zu wichtig für den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt, als dass man sie einfach dem freien Markt überlassen könnte. 

4.	Bestandsmieten schützen –  
Sickereffekte schaffen keine preiswerten Wohnungen

Explizit wird es im Gutachten des BMWi nicht benannt, aber eine zentra­
le Prämisse ist die These eines ‚Sickereffektes‘ auf dem Wohnungsmarkt. 
Angenommen wird, dass freifinanzierter Neubau von Wohnungen mit geho­
bener Ausstattung den Wohnungsmarkt insgesamt entspanne. Aufgrund von 
Abnutzung sänken ältere Wohnungen im Preis und Status. Da die Bewoh­
ner_innen sich aber am höheren Status orientierten und wenn möglich in 
neu geschaffene Wohnungen ziehen, würden deren günstigere Wohnungen 
frei. Neubau von Wohnungen für die höheren Einkommensschichten sei also 
Neubau für alle – so die Logik.



Die Unterzeichnenden ‚Für eine wirklich soziale Wohnungspolitik‘﻿﻿﻿﻿ 209

4.1.	 Sickereffekte in angespannten Wohnungsmärkten  
mit begrenzter Wirkung

Erstmals wurden Sickereffekte 1949 von Richard Ratcliff im Rahmen seiner 
‚Filtering-Theorie‘ formuliert. Seit den 1980er Jahren prägt die Theorie auch 
die Debatten in der Bundesrepublik (Krätke 1995: 200-205). So überzeugend 
das Modell klingen mag, mit der empirischen Realität hat es kaum was zu 
tun. Nur wenige Studien haben versucht die modellhaft angenommenen 
Sickereffekte empirisch zu überprüfen. Eine Untersuchung von empirica 
konnte zwar zeigen, dass Neubauten Umzugsketten auslösen und „durch 
den Umzug in einen Neubau immer Wohnungen frei [werden], die etwas 
kleiner, etwas älter und etwas preiswerter sind.“ Zugleich stellte die Studie 
fest, dass die „frei gezogenen Wohnungen […] meist teurer weiter vermietet“ 
wurden (empirica 2016). Im Ergebnis muss demnach festgestellt werden, 
dass eine verstärkte Neubautätigkeit unter den gegenwärtigen Bedingungen 
nicht zu einer Ausweitung von bezahlbaren Wohnungsangeboten führt, 
sondern vielmehr die Ertragssteigerungen im Bestand beschleunigt. Auch 
internationale Studien weisen in eine ähnliche Richtung: eine modellba­
sierte Simulation von Ökonomen der University of Cambridge kam zu dem 
Ergebnis, dass die Ausweitung des Wohnungsangebotes nur einen geringen 
Einfluss auf die Versorgungslücken mit erschwinglichen Wohnungen hat 
(Fingleton et al. 2018). Dagegen ist uns keine einzige empirische Studie zu 
angespannten Wohnungsmärkten bekannt, die Sickereffekte auf das Niveau 
bezahlbarer Wohnungsversorgung belegen kann. Zwei Punkte sind beson­
ders problematisch.

Erstens setzt das Modell eine unbeschränkte Mobilität der Haushalte 
voraus (Krätke 1995: 183f). Negiert werden ortsbindende Faktoren wie 
Arbeitsplatz, Kinderbetreuung, ÖPNV-Anbindung oder soziale Nahbezieh­
ungen, die konstitutiv für Alltagsstrukturen und emotionales Wohlbefinden 
sind. Gleichermaßen wird verkannt, dass Wohnungsmärkte segmentiert 
und von vielfältigen Selektionsmechanismen durchzogen sind. Auch die 
Entwicklung der Reallöhne wird ausgeklammert. Ebenfalls verkannt wird, 
dass arme Menschen bereits heute in schlechten und lauten Wohnungen 
leben (HBS 2017) – wir fragen uns, wohin denn noch gesickert werden soll?

Zweitens lässt das Modell außer Acht, dass gerade bei Umzügen und der 
folgenden Neuvermietung die Mieten besonders stark angehoben werden 
können. Anstelle eines Durchsickerns des teuren Neubaus müssen wir rasan­
te Mietsteigerungen im bereits existierenden Wohnungsbestand und ein im­
mer weiter schrumpfendes Segment bezahlbaren Wohnraums konstatieren 
– wenn diese Mietsteigerungen auch geographisch ungleich stark ausfallen.

4.2.	 Mietpreise im Bestand bremsen

An diesen Mietpreissteigerungen im Bestand ändert auch die 2015 von der 
Bundesregierung erlassene Mietpreisbremse aufgrund rechtlicher Ausnah­
meregelungen und einer mangelhaften Durchsetzung kaum etwas. Selbst in 
Städten, in denen sie gilt, können die Mieten bei Wiedervermietung bis auf 
10 Prozent über die ortsübliche Vergleichsmiete angehoben werden. Ohnehin 
unterliegt die erste Neuvermietung nach grundlegender Modernisierung 
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sowie im Falle von Neubauten nicht der Mietpreisbremse. Zwei Studien im 
Auftrag des Deutschen Mieterbundes, die ein Jahr nach Einführung der Miet­
preisbremse durchgeführt wurden, belegen, dass sich Vermieter_innen in 
den vier Städten Berlin, Hamburg, München und Frankfurt am Main in der 
Mehrheit nicht um die gesetzlichen Vorgaben kümmern: So überstiegen die 
Wiedervermietungsmieten in 85 Prozent der Fälle in Berlin und in 93 Prozent 
in Frankfurt die eigentlich zu erwartende Miete, wäre die Mietpreisbremse 
eingehalten worden (Dettman et al. 2016, ifss 2016). Mieter_innen haben 
angesichts der angespannten Wohnungsmarktlage kaum den Mut und ange­
sichts der Beweislast auf ihrer Seite kaum die Möglichkeit zu Klagen.

Falsch und ohne jede empirische Grundlage ist auch die Argumentation 
im Gutachten des BMWi (2018: 9), wonach die Mietpreisbremse zu ei­
ner Verknappung des Wohnungsangebotes führe und Sanierungen be­
hindere. Vielmehr ist es gerade so, dass die Möglichkeit zu unregulierten 
Mietsteigerungen im Bestand Modernisierungsanreize mindert, da er­
hebliche Ertragssteigerung insbesondere bei Neuvermietung auch ohne 
Investitionen möglich sind. Die vielen Berichte von Auszugsangeboten, 
Kündigungsklagen, fiktiven Modernisierungsankündigungen und vorge­
schobenen Eigenbedarfskündigungen verdeutlichen: hohe Ertragslücken 
zwischen Bestands- und Neuvermietungsmieten verstärken den Druck 
auf Mieter_innen und führen zu Verdrängung (Holm 2016, Schulz 2017). 
Allein das Volumen der Transaktionen größerer Wohnungen ist zwischen 
2009 und 2014 von 3 auf 25 Milliarden Euro pro Jahr gewachsen (Ernst 
&Young 2016: 4). Solche Investitionen in Titel statt in Steine schaffen keine 
einzige neue Wohnung und setzen ausschließlich auf steigende Mieterträge 
in der Zukunft. Einschränkungen von Mietpreissteigerungen und eine kon­
sequente Kappung der Wiedervermietungsmieten können demnach auch als 
Strategie gesehen werden, der Vergeudung von Finanzmitteln in nicht-in­
vestive Bereiche der Wohnungswirtschaft einzuschränken. Zudem wird in 
der Argumentation komplett ausgeblendet, dass die Mietpreisbremse auf 
die Möglichkeit, die Modernisierungskosten in erheblichem Umfang auf die 
Mieter_innen umzulegen, keinerlei Einfluss hat. 

Abschließend stellen wir fest: Der freifinanzierte, gehobene Neubau ist aus 
diesen Gründen keine adäquate Antwort auf die eskalierende Wohnungsfrage, 
da Sickereffekte keine bezahlbaren Wohnungen schaffen. Da gerade in an­
gespannten Wohnungsmärkten Neuvermietungen zu bisweilen drastischen 
Mietpreissteigerungen führen, ist der Schutz der Bestandsmieten gebo­
ten. Anstatt die Mietpreisbremse ersatzlos zu streichen, muss sie deutlich 
restriktiver ausgestaltet werden und zudem in der Praxis umsetzbar und 
kontrollierbar sein.

5.	Für einen sozialen Wohnungsbau –  
der Markt regelt es nicht

Es steht außer Frage, dass aufgrund der veränderten Wanderungsbewegungen 
und dem starken Zuzug in Städte und Metropolregionen Wohnungsneubau 
dringend notwendig ist. Jedoch, die soziale Blindheit des Marktes verhin­
dert eine adäquate Wohnraumversorgung. Daher ist eine neue Offensive im 
sozialen Wohnungsbau seitens der öffentlichen Hand unerlässlich.
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5.1.	 Der Markt versagt

Seit dem 19. Jahrhundert ist die Wohnraumversorgung weitgehend markt­
förmig organisiert. Wohnen wird als Ware gehandelt, womit der Fokus auf 
Rendite anstatt auf der Bereitstellung eines würdevollen und angemessenen 
Zuhauses liegt. Marktversagen ist hier keine Ausnahme, sondern systemisch 
angelegt und in zweierlei Hinsicht eine historische Konstante: Durch die 
‚soziale Blindheit des Marktes‘ (van Vliet 1990, Krätke 1995: 196) gelingt es 
nicht, genügend Wohnraum für die Bedürfnisse der breiten Massen bereit­
zustellen (Heeg 2013, Metzger 2018, Schönig/Vollmer 2018). Investitionen 
werden so getätigt, dass sie eine möglichst hohe Verzinsung des eingesetzten 
Kapitals garantieren, während die Bereitstellung von bezahlbarem Wohn­
raum Renditeabstriche nach sich zieht. Investiert wird außerdem dort, wo die 
renditestärksten Standorte erwartet werden, und entgegen der ökonomischen 
Lehre ist dies nicht immer dort, wo es auch notwendig wäre (Bläser 2017). 
Angesichts dessen ist es geradezu paradox, wenn im Gutachten des BMWi 
(2018) die selbstheilenden Kräfte des Marktes beschworen werden. 

In Deutschland beobachten wir genau diesen Effekt. So wird gegenwärtig 
zwar viel gebaut, dies aber am Bedarf vorbei. Ein großer Teil der 278.000 
im Jahr 2016 neu gebauten Wohnungen waren Eigentumswohnungen oder 
teure Mietwohnungen (Statistisches Bundesamt 2017). Lediglich rund 9 
Prozent, also knapp 25.000 Wohnungen, waren geförderte Sozialwohnungen 
(Bundesregierung 2017: 3). Zunehmend wird das Wohnungsangebot im 
günstigen Segment knapper – der Markt versagt in der adäquaten und sozial 
ausgewogenen Versorgung mit Wohnraum. 

5.2.	 Gängige Argumente gegen den sozialen Wohnungsbau: 
Ghettobildung und Durchmischung – ein Widerspruch

Gegen staatliche Intervention in den Wohnungsmarkt und insbesondere 
eine Ausweitung des sozialen Wohnungsbaus werden seitens politischer 
Repräsentant_innen und der Verwaltung immer wieder ähnliche Argumente 
geäußert, so auch im Gutachten. Der soziale Wohnungsbau führe zur Ghetto-
Bildung und verhindere eine soziale Durchmischung (BMWi 2018: 13f, 30). 
Beide Kritiken erweisen sich jedoch als problematisch.

Zuerst zur Frage der Ghetto-Bildung: Ganz grundsätzlich ist der Begriff 
problematisch, da er multiple mit Armut verbundene soziale, ökonomische 
und kulturelle Problemlagen verräumlicht und stigmatisiert. (Ronneberger/
Vassilis 2009, Belina 1999, 2006, Best/Gebhardt 2001, Belina/Helms 2003, 
Keller 2011). Steht er als Synonym für sozialräumliche Spaltung, ist es 
gezielt irreführend, ihn in einem Atemzug mit sozialem Wohnungsbau zu 
nutzen. Denn tatsächlich sind die Ursachen sozialräumlicher Segregation 
nicht im sozialen Wohnungsbau zu suchen: Wo, wie und für wen dieser ent­
steht, wird durch Stadtentwicklung, die Verteilung von sozialem Wohnraum 
und dessen Gestaltung gesteuert. Sozialräumliche Segregation aber nimmt, 
wie oben beschrieben, durch eine Liberalisierung des Wohnungsmarkts 
gerade zu.

Europäische Städte gelten im Vergleich zu nordamerikanischen glück­
licherweise noch immer als sozial durchmischt, nicht zuletzt wegen eines 
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vergleichsweise umfänglichen und sozial integrativen sozialen Wohnungs­
baus. Allerdings wird das Leitbild der sozialen Durchmischung allzu oft als 
gutklingendes und schmeichelhaftes Synonym für soziale Aufwertung und 
als Legitimation für die Verdrängung der ärmeren Bevölkerung verwendet 
(Smith 2002: 445, Bridge et al. 2012). Die aufwertende Durchmischung wird 
meist ohne jegliche Absicherungsmaßnahmen vor Gentrifizierung angesto­
ßen. Kaum je wird im Namen sozialer Ausgewogenheit nach Durchmischung 
von homogenen Vierteln der wohlhabenden Bevölkerung gerufen – obwohl 
gerade dies angesichts der Spaltungsdynamiken in vielen Städten geboten wä­
re. Anstatt Wohnorte zu entpolarisieren, führen Praxen der Durchmischung 
zu einer Zuspitzung von Verteilungskämpfen am Wohnungsmarkt, deren 
Verlierer_innen stets die weniger wohlhabenden sind (Eckardt et al. 2015, 
Fehlberg/Mießner 2015, Helbrecht 2016, Mösgen/Schipper 2017, Rinn 2018, 
Schipper/Wiegand 2015).

Die Konzentration von Haushalten mit geringen Einkommen in den 
Beständen des sozialen Wohnungsbaus ist immer auch ein Mengeneffekt. 
Je weniger Wohnungen mit Mietpreis- und Belegungsbindungen zur Ver­
fügung stehen, desto enger muss die Zielgruppe definiert werden, wenn 
ein sozialer Versorgungsauftrag erfüllt werden soll. Die ursprüngliche Idee 
des sozialen Wohnungsbaus in den 1950er Jahren war die Versorgung 
von breiten Schichten der Bevölkerung. Erst mit der Umstellung auf die 
Wohnraumförderung verengte sich die Zielgruppe der Förderprogramme 
auf die Haushalte, die sich selbst nicht am Markt versorgen können. Die 
Aushebung dieser Residualisierung des sozialen Wohnungsbaus ist eine 
Voraussetzung für die Entwicklung von vielfältigen Stadtquartieren. Wer 
Angst vor der Entmischung hat, müsste konsequent die Ausweitung der 
Bestände des sozialen Wohnungsbaus fordern.

5.3.	 Für eine nachhaltige soziale Wohnungspolitik:  
Ausbau des sozialen Wohnungsbaus, nicht der Subjektförderung

Der Bedarf an preiswerten Wohnungen ist enorm. Allein in den Großstädten 
muss jeder vierte Haushalt mehr als 30 Prozent des Einkommens für die 
Miete ausgeben (Holm/Lebuhn/Neitzel/Junker, 2017). So fehlen allein 
in den Großstädten fast 2 Millionen leistbare Mietwohnungen. Die größ­
te Versorgungslücke besteht bei Einpersonenhaushalten mit Einkommen 
unterhalb der Armutsgrenze (Holm et al. 2018a). Wie umfassend der 
Mangel an günstigem Wohnraum ist, zeigt etwa Frankfurt am Main. So 
belegt eine Studie des Institutes für Wohnen und Umwelt (2015), die im 
Auftrag des Planungsdezernates der Stadt verfasst wurde, dass 49 Prozent 
der Miethaushalte ein Anrecht auf eine Sozialwohnung hätten. Weitere 19 
Prozent könnten auf Grund ihrer Einkommenssituation eine Wohnung 
der Mittelstandsförderung in Anspruch nehmen. Zusammengenommen 
sind dies 68 Prozent der Miethaushalte in der Stadt – angesichts dieser und 
vergleichbarer Zahlen in anderen Metropolen kann wohl kaum von einer 
Ghettobildung gesprochen werden.

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen gilt es, die Wohnungspolitik 
als politisches Feld wieder ernst zu nehmen: Mehr sozial orientierte Woh­
nungspolitik, nicht weniger wird gebraucht. Der soziale Wohnungsbau muss 
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reformiert werden: Sozial- und Belegungsbindungen müssen dauerhaft gel­
ten und auch die Ausweitung des Wohngeldes ist keine Alternative.

Die soziale Wohnraumversorgung in Deutschland ist in hohem Maße 
ineffizient und nicht nachhaltig organisiert (Holm et al. 2016, Egner 2014). 
Private wie öffentliche Wohnbauunternehmen verpflichten sich im Gegenzug 
für günstige Kredite die errichteten Wohnungen auf Zeit – typischerweise 
25-30 Jahre – als Sozialwohnungen zu vermieten. Nach Ablauf der Bindung 
fallen die Wohnungen an die Bauherren zur freien Verfügung. Mieten kön­
nen dann dem Mietspiegel entsprechend erhöht werden. Öffentliche Investi­
tionen sind in diesem System nichts anderes als die Subvention von privaten 
Unternehmen mit Steuergeldern. Im Gegenzug erhält die Politik nur eine 
soziale Bindung auf Zeit, der Staat erkauft sich teuer eine „soziale Zwischen­
nutzung“ (Donner 2000: 200). Sinnvoller wäre eine dauerhafte Bindung zu 
etablieren und so eine nachhaltige soziale Wohnungspolitik zu schaffen. 

Der soziale Wohnungsbau steckt daher strukturell in einer Krise. Verschärft 
wird dies durch die gegenwärtigen Marktbedingungen und insbesondere den 
Niedrigzins: Die Anreize für Investoren sozialen Wohnungsbau voranzutrei­
ben sind zu gering. Die Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit hat 
dazu geführt, dass es heute kaum noch Akteure gibt, die für die Erstellung von 
bezahlbarem Wohnraum in die Pflicht genommen werden könnten (Holm/
Horlitz/Jensen 2017, Kuhnert/Lebs, 2017). Der soziale Wohnungsbau muss 
daher dringend reformiert, keinesfalls aber abgeschafft werden. 

Auch der vom Gutachten geforderte Ausbau der Subjektförderung in 
Form von Wohngeld trägt nicht zu einer nachhaltigen sozialen Wohnraum­
versorgung bei. Erst die Aufhebung der Wohngemeinnützigkeit, der Abbau 
von Sozialwohnungen mit Belegungsbindung und die Privatisierung kommu­
naler Bestände haben dazu geführt, dass die Bundesregierung mittlerweile 
über 18 Milliarden Euro jährlich für die Subjektförderung (zusammengesetzt 
aus Wohngeld und Kosten der Unterkunft (KdU) im SGB-II-Bezug) ausgeben 
muss (Deutscher Bundestag 2017: 120 ff.). Instrumente der Subjektförderung 
wie das Wohngeld kommen vor allem den Vermieter_innen zugute, denn die 
Wohngeldzahlungen konstituieren eine von den Einkommensverhältnissen 
entkoppelte Mietzahlungskraft und sichern so höhere Erträge. Nachhaltige 
Effekt auf die Versorgung mit bezahlbarem Wohnraum bleiben vollkom­
men aus. Im Gegenteil: Bei steigenden Mieten müssen mittelfristig auch die 
Zahlungen angepasst werden. Aus Perspektive der Immobilienwirtschaft ist 
dies ein willkommenes ‚perpetuum mobile‘ der Gewinnsubvention. Je höher 
die Mieten steigen, desto größer das Volumen der vom Staat finanzierten 
Subjektförderung.

Anstatt öffentliche Gelder für eine ‚soziale Zwischennutzung‘ oder als dau­
erhafte Bezuschussung von renditeorientierten Investoren in der Form des 
Wohngelds auszugeben, sind nachhaltige Lösungen gefordert. Was öffentlich 
finanziert wird, sollte auch auf Dauer der öffentlichen Hand zur Verfügung 
stehen und für die wohlfahrtsstaatliche Daseinsvorsorge genutzt werden 
können. Würde die Bundesregierung jährlich 18 Milliarden Euro für die di­
rekte Förderung von Wohnraum ausgeben, könnte sie sich in einigen Jahren 
über sinkende Ausgaben in der Subjektförderung freuen. Zum Vergleich: Bis 
2021 hat die derzeitige Bundesregierung zugesagt, sozialen Wohnungsbau im 
Umfang von ca. 2 Milliarden Euro zu fördern (Bundesregierung 2018: 67).
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Öffentliche Akteure wie kommunale Wohnungsbaugesellschaften, aber 
auch Genossenschaften und andere gemeinwohlorientierte Akteure müssen 
gestärkt werden. Denn sie sind es, die potenziell langfristig und nachhaltig 
bezahlbaren Wohnraum bereitstellen können (Metzger 2015; 2017, Schipper/
Latocha 2018). Dies gelingt allerdings nur unter zwei Voraussetzungen: Die 
Akteure werden über die Einführung einer neuen Wohnungsgemeinnützigkeit 
zu sozialem Handeln verpflichtet und zugleich demokratisiert, das heißt die 
Mieter_innenmitbestimmung wird ausgebaut. Denn auch öffentliche und 
kollektive Akteure der Wohnraumversorgung müssen auf ihren sozialen 
Auftrag unabhängig von politischen Konjunkturen verpflichtet und darin 
kontrolliert werden.

Aus sozialpolitischer Sicht sollte die Förderung von bezahlbarem Miet­
wohnraum für untere und auch mittlere Einkommen unterstützt werden, 
da hier die größten Notlagen entstehen – und das sowohl in den wach­
senden Städten als auch in so manchem Ort im ländlichen Raum. Der 
Ausbau der Förderung von Eigenheimen hingegen ist nicht nur aus raum- 
und umweltpolitischen Gründen eine fatale Entscheidung. Als verdeckte 
Mittelschichtsförderung geht sie auch am dringlichsten Bedarf aus sozial­
politischer Sicht vorbei. 

6.	Wohnen für Menschen, nicht für Profite!

Die Herausforderungen der Wohnungs- und Stadtpolitik sind vielfältig, und 
die sozialen, stadtentwicklungspolitischen und ökologischen Anforderungen 
an das Wohnen im 21. Jahrhundert dürfen nicht allein den Kriterien einer 
ökonomischen Rentabilität unterworfen werden. Wohnen ist die soziale 
Frage unserer Zeit. Wohnen ist eine Daueraufgabe mit Langzeitwirkung 
und Grundlage des gesellschaftlichen Zusammenhalts. Es stellt ein Grund­
bedürfnis dar, dem wichtige soziale Funktionen in unserer Gesellschaft 
zukommen: Wohnen bedeutet, ein sicheres Zuhause, einen Rückzugsort 
und einen Ort der sozialen Reproduktion zu haben. Die Verortung in einer 
Nachbarschaft schafft Identität und regelt den Zugang zu Arbeitsorten und 
sozialer Infrastruktur und spielt damit eine zentrale Rolle in der Herstellung 
von sozialem Zusammenhalt (Häußermann/Siebel 2000, Friedrichs/
Triemer 2008, RegioKontext 2016).

Eine sozial orientierte Stadt- und Wohnungspolitik steht nicht nur vor 
der Herausforderung, für eine ausreichende Zahl an Wohnungen auch in 
den wachsenden Regionen und Städten zu sorgen, sondern auch, den so­
zialen Versorgungsbedarf aller Einkommensklassen zu erfüllen und allen 
Haushalten einen diskriminierungsfreien Zugang zur Wohnungsversorgung 
zu sichern. Es braucht in vielen Städten nicht nur mehr Wohnungen, sondern 
vor allem mehr bezahlbaren Wohnraum. Es braucht eine deutliche Aus­
weitung des sozialen Wohnungsbaus sowie von Belegungsrechten. Gefragt 
ist ein Paradigmenwechsel: Wohnen für Menschen, nicht für Profite! Gelingt 
es nicht schnell eine soziapolitische Wende einzuleiten, steht nicht nur die 
soziale Ausgewogenheit der Städte auf dem Spiel, sondern auch der soziale 
Zusammenhalt in der Gesellschaft.

Konkrete Vorschläge zu einer sozialen Ausrichtung der Wohnungspolitik 
liegen zahlreich auf dem Tisch. Auf dem alternativen Wohngipfel „Gemeinsam 
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gegen Spaltung, Verdrängung und Wohnungslosigkeit – bezahlbarer 
Wohnraum für ALLE statt mehr Rendite für wenige“ des Mieterbundes, 
der Sozialverbände und Gewerkschaften werden am 20. September 2018 
viele dieser Forderungen diskutiert. Insbesondere die stadt- und mie­
tenpolitischen Proteste der letzten Jahre (Mayer 2011; 2013, Rinn 2016, 
Schipper 2017, Vogelpohl et al. 2017, Vollmer 2015) haben in vielen Aus­
einandersetzungen um das Recht auf Wohnen konkrete Vorschläge für 
den Schutz von bisher preiswerten Mieten entwickelt (Vollmer 2018: 74ff). 
Diese reichen von der Zügelung von Mietpreistreibern im Bestand wie die 
Abschaffung der Modernisierungsumlage über (Re-)Kommunalisierungen 
von Wohnraum bis zur Demokratisierung von Planungsverfahren und 
kommunalen Wohnungsbaugesellschaften. Projektinitiativen, selbstor­
ganisierte Baugruppen, kleine Genossenschaften und sozialen Ideen ver­
pflichtete Stiftungen haben eine Reihe von praktischen Erfahrungen bei der 
Durchsetzung, Gestaltung und Organisation gemeinnützigen Wohnens und 
gemeinschaftlicher Wohnformen gesammelt (Wendt 2018, Novy 1993), die 
für die Neuausrichtung der Wohnungspolitik einbezogen werden können. 

Wenn das Wohnen der Zukunft nicht nur ökonomischen Prämissen un­
terworfen sein soll, müssen zwingend außerökonomische Anforderungen, 
Modelle und Vorschläge in die Gestaltung der Wohnungspolitik einbezogen 
werden. Als Wohnungsforscher_innen, die sich der Analyse von gesell­
schaftlichen Prozessen und Wirklichkeiten verschrieben haben, plädieren 
wir dafür, diese Vorschläge ernst zu nehmen.
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